
Gesetzesverletzung handelt —  in eine Gerichtskritik; 
andernfalls ist nach § 3 StPO zu verfahren, oder 
es sind der Allgem einen Aufsicht der Staatsanwalt
schaft entsprechende Hinweise zu geben.

Die Urteilsgründe m üssen in ihrer Gesam theit 
das Ergebnis des Urteils tragen. Dabei ist es be
sonders wichtig, den Angeklagten a l l s e i t i g  in  
seiner persönlichen und gesellschaftlichen Entwick
lung zu charakterisieren. Eine einseitige, nur nega
tive Beschreibung seines Lebens und gesellschaft
lichen Verhaltens verm ag nicht, die auch bei ihm  
vorhandenen positiven Eigenschaften zu wecken.

sondern ist sogar geeignet, sie zu verschütten. Da  
aber das Urteil den Grundstein für ein künftig ein
wandfreies Verhalten des Rechtsbrechers legen soll, 
m uß es auch und vor allem  seine positiven Seiten  

aufzeigen und an sie appellieren. Deshalb gelten für  
die Verbesserung der Qualität der Urteile ohne Ein
schränkung die W orte des Vorsitzenden des Staats- 
i’ats in seiner Program m atischen Erklärung: „W er 
M enschen überzeugen will, m uß den W eg zu ihnen  
finden, zu ihrem  Verstand und zu ihrem  Herzen“9 .

9 Programmatische Erklärung des Vorsitzenden des Staats
rats der DDK, Berlin I960, S. 58.
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Zur Tätigkeit des Staatsanwalts
bei der Organisierung der Verbrechensbekämpfung

Im Beschluß des Staatsrates der Deutschen Demokrati
schen Republik vom 30. Januar 1961 über die weitere 
Entwicklung der Rechtspflege wird hervorgehoben, daß 
der Kampf gegen die Kriminalität zur Angelegenheit 
der gesamten Gesellschaft geworden ist.

„In unserer sozialistischen Gesellschaftsordnung sind 
die Überzeugung, und die Erziehung durch das 
gemeinsame Wirken der Werktätigen, ihre gesell
schaftlichen Organisationen und den sozialistischen 
Staat eine große Kraft geworden, um unsere sozia
listische Gesetzlichkeit durchzusetzen.“1 

An anderer Stelle heißt es:
„Der Kampf gegen die Kriminalität ist nicht allein 
Aufgabe der Strafverfolgungsorgane, sondern sein 
Erfolg beruht vor allem darauf, daß die Wachsamkeit 
und die Aktivität der Werktätigen die Ursachen, aus 
denen Straftaten erwachsen, ausräumen und dadurch 
Verbrechen vorgebeugt wird.“2 

Das bedeutet aber nicht, daß gegenwärtig auf die An
wendung des staatlichen Strafzwanges durch die Ge
richte nahezu gänzlich verzichtet werden kann und es 
allein die Aufgabe der Kollektive der Werktätigen ist, 
den Kampf gegen das Verbrechen zu führen. Der plötz
liche, zusammenhanglose Rückgang der erhobenen An
klagen in einigen Kreisen des Bezirks Halle (z. B. Saal
kreis, Nebra und Hettstedt) im Februar dieses Jahres 
läßt darauf schließen, daß Justizfunktionäre, insbe
sondere Staatsanwälte, solche falschen Schlüsse gezogen 
haben und dadurch dem Beschluß des Staatsrates 
keineswegs Rechnung tragen.
Der Beschluß sagt mit aller Deutlichkeit, daß es darauf 
ankommt, auf Grund einer exakten Einschätzung der 
konkreten Bedingungen, die zu einer strafbaren Hand
lung führten, und des Standes des Bewußtseins des 
einzelnen sowie der erzieherischen Kraft seines Kollek
tivs in der richtigen Weise im Rahmen der Straf- und 
Erziehungsmaßnahmen des sozialistischen Rechts zu 
differenzieren. Die oben erwähnte Praxis läßt dagegen 
eine solche Differenzierung nicht klar erkennen.
Eine systematische, planmäßige Verbrechensbekämpfung 
durch die Kräfte der g e s a m t e n  Gesehscnaft kann 
der leitenden, organisierenden Tätigkeit der Staats
organe nicht entbehren. Hierauf sowie auf die Methoden

1 NJ 1961 s. 73.
2 a. a. O., S. 74.

der einheitlichen staatlichen Leitungstätigkeit ist an 
anderer Stelle mit Nachdruck hingewiesen worden3. Der 
Tätigkeit des Staatsanwalts kommt hierbei eine be
sondere Bedeutung zu.
Wenn die von den örtlichen Volksvertretungen 
gegebene Orientierung auf die Schwerpunkte der Ver
brechensbekämpfung ihre Konkretisierung in der Auf
gabenstellung der Strafverfolgungsorgane gefunden hat, 
dann hängt der Erfolg, wie diese Linie durchgesetzt 
wird, entscheidend von der Arbeit des Staatsanwalts 
ab. Die Verantwortung des Staatsanwalts wird be
sonders dadurch unterstrichen, daß die Wahrnehmung 
aller ihm übertragenen Aufgaben — die Leitung der 
Ermittlungen, die Erhebung und Vertretung der An
klage, die Einlegung von Rechtsmitteln, die Allgemeine 
Aufsicht und die mit allen diesen Tätigkeiten ver
bundene politische Massenarbeit — der Verbrechens
bekämpfung, insbesondere aber der Tätigkeit aller 
Straforgane das Gepräge gibt. Indem der Staatsanwalt 
sowohl die Untersuchungsorgane (durch Anleitung und 
Weisung) als auch die Gerichte (durch Erhebung und 
Vertretung der Anklage und durch Einlegung der 
Rechtsmittel) und nicht zuletzt auch die Werktätigen 
und ihre Kollektive (durch Übergabe der Sache an die 
Konfliktkommission) orientiert, hat er auf das einheit
liche Wirken dieser Organe, auf die Qualität und größte 
Wirksamkeit ihrer Tätigkeit maßgeblichen Einfluß.
Als zentralgeleitetes Organ ist der Staatsanwalt haupt
verantwortlich für die Durchsetzung der zentralen 
staatlichen Linie der Verbrechensbekämpfung im ört
lichen Bereich. Dabei besitzt er jedoch keine admini
strativen Machtbefugnisse4 gegenüber den örtlichen 
Organen der Staatsmacht, den Gerichten und den 
Konfliktkommissionen. Die Staatsanwaltschaft kann 
ihre Aufgaben nur verrftittels der selbständigen, eigen- 
schöpferischen Tätigkeit der Gerichte oder der gesell
schaftlichen Organe, denen durch Gesetz die Entschei
dung über Straftaten übertragen wurde, wahrnehmen.

3 vgl. Lekschas 'Renneberg, Den demokratischen Zentralismus 
gegen formal-bürokratische Entstellungen bei der Organisie
rung der Kriminalitätsbekämpfung durchsetzen!, Staat und 
Recht 1960, Heft 8, S. 1339 ff.; Jendretzky, Höhere Qualität der 
staatlichen Leitung — ein entscheidendes Kettenglied für die 
Verwirklichung unserer Aufgaben, Staat und Recht I960, Hefl 
9, S. 1441 ff., sowie die Aufsätze in Heft 10,60 der Zeitschrift 
Staat und Recht.
4 vgl. Lenin, Ausgewählte Werke in 2 Bd.. Bd. II, S. 960, und 
die §§ 14, 18. 19 des Gesetzes über die Staatsanwaltschaft dei 
DDR vom 23. Mai 1952 (GBl. S. 408).
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